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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Im Rahmen der Kommissionsdebatten zur nachträglichen Genehmigung der
dringlichen Verpflichtungskredite für eine Ausfallgarantie des Bundes an die SNB und
für die Verlustabsicherung an die UBS seien zahlreiche Fragen aufgetaucht, erklärte die
FK-SR Ende März 2023 in einer Medienmitteilung. In Absprache mit zahlreichen
anderen Kommissionen, die ebenfalls offene Fragen zu diesem Thema geklärt haben
wollten, habe man die eigenen Fragen in ein Mantelpostulat gepackt, anstatt sie bei der
Beratung des entsprechenden Nachtrags als Anträge einzubringen, erklärte etwa Alois
Gmür (mitte, SZ) später in eben dieser Nachtragsdebatte. 
In ihrem Postulat wollte die ständerätliche Finanzkommission den Bundesrat
verpflichten, einen Erlassentwurf zur Verbesserung der «Too-big-to-fail»-Regulierung
vorzulegen. Sie forderte auch eine Änderung des Bankengesetzes zur Senkung der
Risiken durch systemrelevante Grossbanken, unter anderem durch eine Erhöhung der
Eigenkapitalvorschriften, eine Beschränkung variabler Lohnbestandteile und von
Leerkäufen sowie eine Verbesserung der Bussenkompetenz der FINMA. Geprüft werden
sollten überdies die Einführung eines Trennbankensystems, der Wettbewerbssituation
der UBS und die Möglichkeit einer Weiterführung der Credit Suisse (Schweiz) AG.
Schliesslich sollte untersucht werden, ob die Führungsverantwortlichen der Credit
Suisse zur Rechenschaft gezogen werden können. Stillschweigend nahm der Ständerat
das Postulat im Anschluss an seine Zustimmung zu den Verpflichtungskrediten an. 1

POSTULAT
DATUM: 11.04.2023
ANJA HEIDELBERGER

Wie ihre Schwesterkommission reichte auch die FK-NR im Rahmen der Debatte der
nachträglichen Genehmigung der Verpflichtungskredite zur Übernahme der Credit
Suisse durch die UBS ein Mantelpostulat mit offenen Fragen an den Bundesrat ein. Das
Mantelpostulat enthielt teilweise dieselben Forderungen wie dasjenige des Ständerats,
ging aber in verschiedenen Punkten darüber hinaus. So sollte der Bundesrat zusätzlich
auch Bericht zu den «ordnungspolitischen, juristischen und finanziellen Auswirkungen
der Integration» der Credit Suisse in die UBS erstatten, und ein hypothetisches
alternatives Vorgehen des Bundes – namentlich eine «rein temporär staatliche[...]
Bewältigung der CS-Krise» – prüfen. Ebenfalls geprüft werden sollte zudem ein
Auszahlungsverbot von variablen Vergütungen an die Leitung der fusionierten Bank
während der Dauer der Bundesgarantien und die Befolgung genereller
Nachhaltigkeitsziele bei ausserordentlichen Staatshilfen für private Unternehmen.
Aufgrund eines Ordnungsantrags Cottier (fdp, NE) behandelte der Nationalrat das
Postulat zusammen mit Postulaten anderer Kommissionen im Anschluss an die
Ablehnung der Verpflichtungskredite und nahm es mit 123 zu 43 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. Der Minderheitsantrag Imark (svp, SO) auf Verzicht auf die Prüfung
der Nachhaltigkeitsziele wurde nur von den Mitgliedern der SVP-Fraktion und zwei
Mitgliedern der FDP-Fraktion unterstützt. 2

POSTULAT
DATUM: 12.04.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2023, S. 316 f.
2) AB NR, 2023, S. 690; AB NR, 2023, S. 701 f.
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